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Sichere Renten — 
gegen Wortbruch 
und Willkür 
Der Bundesvorstand der CDU hat unter 
Vorsitz von Helmut Kohl am 27. Februar die 
Notwendigkeit bekräftigt, sich solidarisch mit 
den Gewerkschaften, den Organisationen 
der Rentner, der Kriegsopfer und der Behin- 
derten gegen den erneut versuchten Wort- 
bruch der SPD/FDP-Koalition zu wenden und 
dagegen zu protestieren. 

Mit der ersten großen Kundgebung am 2. März in 
Bonn wird, wie Generalsekretär Heiner Geißler 
mitteilte, eine umfassende Protestwelle „Sichere 
Renten — gegen Wortbruch und Willkür" in der 
gesamten Bundesrepublik anlaufen. Auch der er- 
ste in der Rentenfrage versuchte Wortbruch der 
SPD/FDP-Koalition nach der Bundestagswahl 
1976 ist durch eine solche solidarische Aktion 
verhindert worden. Die CDU hofft — ähnlich wie 
in der Energiepolitik —, daß sich Regierung und 
Koalition noch einmal besinnen und schließlich 
eine sozial gerechte, ordnungspolitisch richtige 
und finanzpolitisch wirksame Lösung vorschlagen. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hatte auf einer 
Sondersitzung am 23. Februar 1978 einstimmig 
,,Die politische Alternative der CDU/CSU in der 
Rentenpolitik" beschlossen (Wortlaut in CDU- 
Extra/gelber Teil dieser Ausgabe). 
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Bundesregierung hat Tarifpartner 
in eine schwierige Situation gebracht 

Der Bundesvorstand hat sich auf seiner Sitzung am 27. Februar 1978 auch mit 
den gegenwartigen tarifpolitischen Auseinandersetzungen beschäftigt Dazu 
erklart der Generalsekretär Heiner Geißler: 9 zu 

Die Bundesregierung kann sich von der Schuld an den eskalierenden tarifpoliti- 
schen Auseinandersetzungen nicht freisprechen. Durch eine Reihe von Fehlern 
und Versäumnissen hat sie zu dieser Entwicklung maßgeblich beigetragen   Durch 
unrealistische Annahmen über die wirtschaftliche Entwicklung und durch Untätic 
ke.t oder unzureichende Maßnahmen  bei der Steuer-, Vermögens-  und Sozial 
emkommenspolit.k hat sie die Tarifpartner in eine schwierige Situation gebracht 

O  Die  Bundesregierung  hat bei  der Vorlage des Jahreswirtschaftsberichts 1977 
durch ihre eigenen Prognosen falsche Signale für die Tarifpartner gesetzt: 

Wachstum: real   +5 Prozent; tatsächlich 4,5 Prozent 
Arbeitslosenquote: unter 4 Prozent; tatsächlich 4,5 Prozent 
Volkseinkommen: 8,5 bis 9,5 Prozent; tatsächlich 5,5 Prozent. 

Das heißt, die damals anstehenden Tarifabschlüsse haben sich an diesen hohen 

hocehnersreinen tatSäCh'iche Wicklung • damit die Tarifabsch.üsse L 

© Eine Entlastung bzw. Entkrampfung an der Tariffront durch steuerpolitische 
Maßnahmen hat die Bundesregierung zu spät und unzureichend angepackt 2 p 
steht ein neuer Einkommensteuertarif, wie von der Union gefordert, aus. 

?at
EHn%EnHaStUn9  bZW-  EntkramPfun9  durch  vermögenspolitische  Maßnahmen 

wtt^hiUH eSM9,erUnltr0tZ mehrerer Ankündigungen in den laufenden Jah?es_ 
2?C      iTn      en mCht m die We9e geleitet- Die Gesetzesentwürfe der UnTon liegen seit langem vor. lon 

O Der  Druck  an  der gewerkschaftlichen   Basis   resultiert  vor allem   aus  ein^r 
unausgewogenen und unzureichenden Sozialeinkommenspo.itik de   Bundesreo^ 
rung. So ist das Kindergeld bei weitem nicht hinreichend an die PreisentwS 
angepaß   worden.  Die letzte Wohnge.derhöhung trat am 1. JanuaM^T^aft 

b^m^HTT-de^hUn° 5? am 1   JanUar 1974 in Kraft" ,m Zeitra  m 1974 bis 1976 stieg das Preisniveau um 10,7 Prozent; der durchschnittliche Wohngeldan 
spruc    aber nur um 2,8 Prozent. Im selben Zeitraum stiegen die Mieten um n 9 
Prozent. Hieraus wird deutlich, daß das Wohnge.d mit der allgemeinen Preisem 
Wicklung nicht Schritt halten konnte. rreisent- 

th!LlUnleHw9ie^9 iSt erf0'9l0S 9eblieben bei der Wiederbelebung der vom 
Stabilitats- und Wachstumsgesetz vorgeschriebenen Konzertierten Aktion 

Der Bundesvorstand der CDU hat sich außerdem mit den Betriebsratewahlen 
beschäftigt und einen Aufruf verabschiedet (Wortlaut CDU-Ex.ra/ge be ^il die e 

hatS9bae,ech,n,n UnKH Wandi! SitUati°n Hochschu|en. Der Bundesvorstand der CDU 
hat beschlossen, den D.alog führender Politiker mit den Studenten an den 
Hochschulen, wie er schon seit einiger Zeit durchgeführt wird, fortzusetzen 
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26. Bundesparteitag 
vom 22. bis 26. Oktober in Ludwigshafen 
Der Bundesvorstand hat in seiner Sitzung am 27. Februar 1978 in Bonn 
beschlossen, den 26. Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands vom 22. bis 26. Oktober 1978 in Ludwigshafen einzuberufen. Im 
Mittelpunkt dieses Bundesparteitages wird die Diskussion und Verabschie- 
dung des Grundsatzprogramms der CDU stehen. Der Bundesvorstand wird 
am 10. und 11. März auf einer Klausurtagung den Entwurf des Grundsatzpro- 
gramms erarbeiten, den er dann als Antrag des Bundesvorstandes dem 
26. Bundesparteitag vorlegen wird. Sobald der Entwurf vom Bundesvorstand 
verabschiedet worden ist, wird er den Landes- und Kreisparteien zugeleitet 
und im UiD veröffentlicht. 

INFORMATION 

CDU gedenkt 25. Jahrestag 
des 17. Juni 1953 
Der Bundesvorstand der CDU beschloß 
auf seiner Sitzung am 27. Februar 1978 
in Bonn des 25. Jahrestages des 17. 
Juni 1953 durch CDU-Veranstaltungen 
in allen Kreisverbänden besonders zu 
gedenken. Helmut Kohl selbst wird auf 
zwei zentralen Veranstaltungen spre- 
chen, am 16. Juni in Berlin und am 17. 
Juni in Philippsthal (Hessen) an der 
Zonengrenze. Ein ausführlicher Ak- 
tionsvorschlag für Kreis- und Ortsver- 
bände wird die Abteilung Öffentlich- 
keitsarbeit der Bundesgeschäftsstelle 
bis Anfang April im UiD vorlegen. 

Helmut Kohl warnt vor 
Eurokommunismus 
Zum 30. Jahrestag des kommunisti- 
schen Staatsstreiches in der Tschecho- 
slowakei am 25. Februar 1948 hat Hel- 
mut Kohl vor den Gefahren des Euro- 
kommunismus gewarnt und auf Par- 
allelen mit den Ereignissen in Prag hin- 

gewiesen. Auch damals seien die Kom- 
munisten, wie heute in Italien und Frank- 
reich, in der Minderheit gewesen und 
hätten Sozialisten und „Mitläufer-Par- 
teien" mit einem eigenen tschechoslo- 
wakischen Weg zum Sozialismus gekö- 
dert. 

Musterentwurf für 
Einheitspolizeirecht 
Als erste Landesregierung hat das saar- 
landische CDU/FDP-Kabinett den von 
der Innenministerkonferenz ausgearbei- 
teten Musterentwurf eines einheitlichen 
Polizeigesetzes von Bund und Ländern 
verabschiedet. Der Gesetzentwurf sieht 
unter bestimmten Voraussetzungen so- 
wohl die Legalisierung des sogenann- 
ten gezielten Todesschusses der Poli- 
zei bei Gefährdung von Leben oder 
Gesundheit von Menschen als auch die 
Bewaffnung der Polizei mit Maschinen- 
gewehren und Handgranaten vor. 

Warnung vor Jugendsekten 
„Wir müssen aufpassen, daß sich aus 
den Jugendsekten nicht eines Tages 
ein mörderischer Manson-Clan wie in 
den   USA   entwickelt."   Diese   Ansicht 
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vertritt der CDU-Rechtsexperte im Bun- 
destag, Friedrich Vogel. Von den bun- 
desdeutschen Eltern- und Kircheninitia- 
tiven wurde Vogel zum Vorsitzenden 
der „Aktion für geistige und psychische 
Freiheit" gewählt. Die Vereinigung hielt 
ihren ersten Kongreß in Hannover ab. In 
einem Zeitungsinterview erklärte Vogel 
u. a.: „Die Sekten sind entsprechend 
der Religionsfreiheit zulässig — also 
handelt es sich in erster Linie um eine 
geistige Auseinandersetzung. Sie sind 
eine große Herausforderung an die El- 
tern und vor allem an die Kirchen, die 
sich in ihrer Jugendarbeit etwas einfal- 
len lassen müssen. Vielfach geraten 
junge Leute aus sozialem Interesse in 
diese Sekten. Und man kann nicht 
übersehen, daß andere junge, labile 
Leute im sozialen Engagement in den 
Sog des Terrorismus geraten. Wir müs- 
sen die Entwicklung daher sorgfältig 
beobachten." 

Gewerkschaftsjugend 
demokratisch stärken 
Auf einer Klausurtagung der Jungen 
Arbeitnehmerschaft „JA", Jugendorga- 
nisation der Sozialausschüsse, befaßte 
sich der Bundesausschuß mit der Situa- 
tion im Jugendbereich des DGB und 
seiner Einzelgewerkschaften. Die JA 
äußerte ihre Sorge über das Anwach- 
sen von Gruppen, deren Verfassungs- 
treue bezweifelt werden müsse, in den 
Gremien der Gewerkschaftsjugend. 
SDAJ- und K-Gruppen-Mitglieder ver- 
suchten, die Gewerkschaftsjugend auf 
einen Kurs zu bringen, der nicht mehr 
der einer Einheitsgewerkschaft sei. JA- 
Bundesvorsitzender Thomas Mann 
empfahl den Mitgliedern seiner Organi- 
sation die verstärkte Mitarbeit in den 
Gremien der Gewerkschaftsjugend, 
um die demokratischen Kräfte zu stär- 
ken,   anstatt   lamentierend   mitansehen 

zu müssen, wie von außen gesteuerte 
Kadergruppen den Versuch machten, 
die Gewerkschaftler politisch zu unter- 
wandern. 

Lahn: CDU will 
Bürger befragen 
Die hessische CDU will bei einer Neu- 
regelung für das Gebiet der Stadt Lahn 
nicht gegen den Willen der Bürger ent- 
scheiden, erklärte der hessische CDU- 
Vorsitzende Alfred Dregger auf dem 
Kreisparteitag der Union in Lahn. Laut 
Dregger plant die CDU, die Bürger zu 
befragen, welcher der beiden Gesetz- 
entwürfe zur Neugliederung Lahns ver- 
wirklicht werden soll: Der CDU-Plan, 
der in Kürze im Landtag eingebracht 
werde, oder das Vorhaben der Regie- 
rungskoalition, das auch ebenfalls in 
dieser Legislaturperiode als Gesetzent- 
wurf vorgelegt werden soll. Dregger 
warf der Regierungskoalition vor, sie 
habe bisher kein Alternativkonzept zur 
Auflösung der Stadt Lahn vorgelegt 
weil sie bisher keinen Gesetzentwurf 
eingebracht habe. Die CDU hingegen 
habe eine klare Position mit ihrem Plan 
bezogen, die gesamte „Gebietsreform" 
im mittelhessischen Raum wieder rück- 
gängig zu machen, die Stadt Lahn und 
den Lahn-Dill-Kreis wieder aufzulösen 
und die alten Städtenamen Wetzlar und 
Gießen wieder einzuführen. 

Weniger Studienanfänger 
Die Zahl der Studienanfänger hat 1977 
abgenommen. Wie das Statistische 
Bundesamt in Wiesbaden mitteilte, 
schrieben sich im Studienjahr 1977 
(Sommersemester 1977 und Winterse- 
mester 1977/78) mit 165 000 Studienan- 
fängern 0,7 Prozent weniger junge Men- 
schen an bundesdeutschen Hochschu- 
len ein als im entsprechenden Zeitraum 
des Vorjahres. 
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• JAHRESWIRTSCHAFTSBERICHT 

Notwendig ist weniger Staat und 
mehr Soziale Marktwirtschaft 
&er Titel des Jahresgutachtens 
».Mehr Wachstum — mehr Beschäfti- 
9üng" zeichnet schon das Problem 
*uf, das zu lösen seit langem 
[jberfällig ist: Die Beseitigung der 
bereits im vierten Jahr unvermindert 
^haltenden hohen Arbeitslosigkeit. 
sje ist zum Schlüsselproblem für 
^'e Erhaltung des sozialen Friedens 
geworden. Dazu stellte in der 
Bundestagsdebatte der Vorsitzende 
[*es wirtschaftspolitischen Arbeits-. 
weises der CDU/CSU-Fraktion, 
Werner Dollinger, fest: 

^ em Rat gebührt besonderer Dank 
^ dafür, daß er neben den Fehlent- 
w'cklungen und den künftigen Risiken 
d|Jrch Aufzeigen von Alternativen deut- 
lich gemacht hat, daß der sicherste 
^eg zur Vollbeschäftigung nur über 
Weniger Staat und mehr Soziale Markt- 
wirtschaft führen kann. Gegenüber den 
Prognosen des Jahreswirtschaftsbe- 
r'chtes für 1977 wurden wir in der Reali- 
st auf halbe Rationen gesetzt. Dies 
j^rfte bekannt sein. 
~'e Bundesregierung beklagt, daß den 
~nternehmen und den privaten Haus- 
halten durch unerwartet hohe Steuer- 
e'ngänge mehr an Kaufkraft entzogen 
VVurde, als geschätzt worden war. Hier 
^uß man doch fragen, wer hat sich 
derin immer wieder gegen die Steuer- 
senkungsp|äne der CDU/CSU ge- 
raubt, insbesondere bei den Steuern, 
^'e sich  als  investitionshemmend,   lei- 

stungs- und arbeitsplatzfeindlich erwie- 
sen haben? 
Als trotz acht Konjunkturprogrammen 
mit einem Volumen von rd. 30 Mrd. DM 
im vergangenen Sommer keine ent- 
scheidende Konjunkturbelebung in 
Sicht war, hatte die CDU/CSU vorge- 
schlagen, vom Stabilitätsgesetz Ge- 
brauch zu machen und Lohn-, Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer um 10% 
zu senken und die Reform des Lohn- 
und Einkommensteuertarifs durchzufüh- 
ren. Dies hätte die Bundesregierung auf 
den richtigen Weg gebracht. Nachdem 
sie aber unsere Vorschläge abgelehnt 
hat, darf sie sich jetzt nicht beklagen, 
daß Unternehmen und privaten Haus- 
halten zu viel Kaufkraft entzogen wur- 
de. 
Mit ihrer Jahresprojektion für 1978 stellt 
die Bundesregierung ein mit vielen Un- 
sicherheitsfaktoren behaftetes Zahlen- 
gerüst vor. Es ist deprimierend und 
kommt einer Kapitulation gleich, daß 
die Bundesregierung nicht in der Lage 
ist, die Arbeitslosigkeit in diesem Jahr 
nennenswert abzubauen. Heute ist jede 
wirtschaftliche Belebung schwer vorbe- 
lastet. Ehe ein selbsttragender Auf- 
schwung möglich ist, müssen die Erträ- 
ge merklich verbessert werden. Nur so 
schaffen wir die Voraussetzung, um die 
Investitionslücke auszufüllen, die zu- 
nehmende Überalterung des Produk- 
tionsapparates zu stoppen, die exzessi- 
ve Zahl von Firmenzusammenbrüchen 
zurückzuschrauben, das Produktionspo- 
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tential wieder voll auszulasten und wie- 
der auf den Pfad eines stetigen Wachs- 
tums bei Vollbeschäftigung zurückzu- 
führen. 

Trotz der für 1978 von der Bundesregie- 
rung geplanten Konjunkturprogramme 
fehlt unserer Wirtschaft immer noch die 
Eigendynamik, die wir beispielsweise 
1967/68 hatten und die in den Jahren 
seit 1969 mit Reformeneuphorie, dem 
Schüren einer Anspruchsinflation, mit 
der Verharmlosung der Inflation, mit 
dem Testen der Belastbarkeit der Wirt- 
schaft, Schüren von Neidkomplexen, 
einer leistungsfeindlichen Steuerge- 
setzgebung und den bekannten Nivel- 
lierungsbestrebungen verlorengegan- 
gen ist. 

All dies hat die Eigendynamik unserer 
Wirtschaft über Jahre gelähmt. Hätte 
man z. B. die Finanzmassen anstatt zur 
Ausgabenexpansion zum Abbau der 
Überbesteuerung eingesetzt, dann wäre 
der Wirtschaft das Leistungsprinzip und 
die Investitionsfähigkeit erhalten ge- 
blieben, die Lohn- und Kostensteige- 
rungen wären maßvoller ausgefallen. 
Dies hätte zu einer günstigeren Wettbe- 
werbssituation geführt und dann hätte 
es sicherlich keine Millionenarbeitslo- 
sigkeit über vier Jahre gegeben. 

Um wieder zu mehr Wachstum — mehr 
Beschäftigung und zu einem Erwachen 
der Eigendynamik unserer Wirtschaft zu 
kommen, gilt es, die Grenzen der unter- 
nehmerischen Belastung zu erkennen 
und einzuhalten. Dabei spielt der Ge- 
winn eine entscheidende Rolle zur Er- 
haltung der Unternehmungen und für 
deren Wettbewerbsfähigkeit. 

Gesunde Unternehmen sind die beste 
Garantie für unsere Arbeitsplätze. 

Gewinne sind Voraussetzung für gute 
Löhne, gesetzliche und freiwillige sozia- 
le Leistungen und für Investitionen. 

• FINANZREFORM 

Schwerer Schlag 
für die Gemeinden 
Zur Beratung des Gemeindefinanz- 
reformänderungsgesetzes im 
Finanzausschuß des Bundestages 
erklärt der kommunalpolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion Horst Waffenschmidt: 

Das Nein von SPD und FDP im Fi- 
nanzausschuß des Bundestages 

zum Gesetzentwurf der CDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion, den Gemeindeanteil an 
der Einkommensteuer von 14% auf 
15% anzuheben, ist ein schwerer 

Schlag gegen die kommunale Selbst- 
verwaltung und verhindert dringend 

notwendige Investitionen zur Überwin- 
dung der Arbeitslosigkeit. 

Dies gilt um so mehr, als die neuesten 
Steuerschätzungen für 1978 den Ge- 
meinden nur einen Steuerzuwachs von 
2,1 % zumessen gegenüber 4 % für den 
Bund und 3,9% für die Länder. 

Die Ausgaben der Gemeinden sind seit 
1969 galoppierend gewachsen, vor al- 
lem bei der Ausführung von Gesetzen. 
Plänen und Richtlinien des Bundes. Die 
Schuldenlast der kommunalen Körper- 

schaften beträgt — nimmt man die 
kommunalen Betriebe mit dazu — bald 
100 Mrd. DM. Die Einnahmen wuchsen 
nicht entsprechend. Die Steuerreform 
der letzten Jahre, einschließlich des 
Steuerentlastungsgesetzes vom vergan- 
genen Herbst, belasten die Gemeinden 

1978 mit 4,5 Mrd. DM. 
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AGRARBERICHT 

Einkommen der Landwirte 
auf dem niedrigsten Stand 
Der Agrarbericht 1978 zeichnet sich 
durch einen traurigen Nachkriegs- 
rekord aus. Noch nie seit Erschei- 
nen der Agrarberichte im Jahr 1956 
'st das Einkommen der in der 
Landwirtschaft Tätigen in einem 
Wirtschaftsjahr so stark zurück- 
gegangen, nämlich um annähernd 
1<* %>. Die im vergangenen Jahr 
von der Bundesregierung vorge- 
legte Schätzung von minus 6 % 
war reines Wunschdenken. 

Auch die Vorausschau auf das lau- 
fende Wirtschaftsjahr mit einem 

Einkommenszuwachs von 8% dürfte le- 
di9lich zur Abschwächung der Zahlen 
^s überstarken Einkommensrückgan- 
9es dienen, erklärte der agrarpolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Burk- 
hard Ritz, in der Debatte des Bundesta- 
gs. Es ist unübersehbar, daß die Ein- 
kommensunterschiede zwischen der 
Landwirtschaft und der übrigen Wirt- 
schaft selbst in längerfristigem Ver- 
9leich beachtliche Disparitäten zu 
Lasten der Landwirtschaft aufweisen. 

Eine weithin gescheiterte Konjunktur- 
Und Wirtschaftspolitik, eine erstarrte re- 
9ionale Strukturpolitik, eine verfehlte 
Ur)d fehlende Familien- und Bevölke- 
rungspolitik sind die Ursachen, die die 
Bedingungen in der Landwirtschaft ent- 
scheidend verschlechtert haben. Diese 
Koalition bringt nicht mehr die Kraft 
auf, die eigentlichen Ursachen der Kri- 
Sezu beheben. 

Die strukturelle Entwicklung der Land- 
wirtschaft während des konjunkturellen 
Abschwungs hat schon vor einigen Jah- 
ren unsere Auffassung bestätigt, daß 
die einzelbetriebliche Förderung mehr 
Flexibilität und neuer Instrumente be- 
darf. Die CDU/CSU hat daher die Eini- 
gung zwischen Bundesminister Ertl und 
den Agrarministern der Bundesländer 
vom November 1977, ein allgemeines 
Agrar-Kreditprogramm einzuführen, be- 
jaht. Minister Ertl konnte sich mit die- 
sem Programm in der Bundesregierung 
allerdings nicht durchsetzen. Das nun 
über die Bank für Wiederaufbau zu fi- 
nanzierende 6%-Programm hat ange- 
sichts der Tatsache, daß zur Zeit Haus- 
banken Kredite mit 53/A°/O anbieten, 
kaum einen Wert. Auch kann es den 
Problemen der von der Natur benac^ 
teiligten Gebiete überhaupt nicht Reel« 
nung tragen. 

Die mittelfristigen Perspektiven für die 
Landwirtschaft werden auch dann nicht 
günstiger, wenn man die europäischen 
Aspekte mit einbezieht. Die Vorschläge 
der EG-Kommission für die Agrarpreis- 
runde 1978/79 beinhalten für die deut- 
sche Landwirtschaft unter Berücksichti- 
gung des geplanten Abbaus des Wäh- 
rungsausgleichs eine Preisverbesse- 
rung von durchschnittlich 0,8%. Dies 
ist völlig unzulänglich und daher indis- 
kutabel. 

Der Weg zu einem erträglichen Preis- 
kompromiß, der auch für die deutsche 
Landwirtschaft   nicht  zu   realen   Preis- 
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Senkungen führen darf, wird mühsam 
sein. Nachdem vor den abschließen- 
den Preisverhandlungen Großbritannien 
durch Abwertung des „grünen Pfundes" 
in diesem Jahr eine 7,5°/oige Preiserhö- 
hung, Italien durch die Abwertung der 
„grünen Lira" eine 6%ige und Frank- 
reich auf demselben Wege eine 
2,5%ige Preiserhöhung durchgesetzt 
haben, ist leicht vorherzusehen, wie un- 
geheuer schwer eine für die deutsche 
Landwirtschaft befriedigende Rechnung 
zu erzielen sein wird. 

Zum Problem der agrarischen Überpro- 
duktion hat die CDU/CSU bereits im 
vergangenen Jahr in aller Deutlichkeit 
gesagt, daß einige Partnerländer aus 
Gründen der Außenhandels- und Zah- 
lungsbilanz ihre Agrarproduktionen 
ausweiten, um Agrareinfuhren zu ver- 
ringern, um damit Devisen einzusparen 
oder aber, um ihren Agrarexport zu 
steigern, um damit die Devisenbestände 
zu vermehren. Dieser Zustand läßt sich 
nur ändern, wenn es endlich auf dem 
Gebiet der Währungs- und Wirtschafts- 
union zu schrittweisen Fortschritten 
kommt. Gerade angesichts des zu er- 
wartenden Beitritts von Griechenland, 
Portugal und Spanien zur Europäischen 
Gemeinschaft ist es notwendig, die Zie- 
le der europäischen Politik klar und 
unmißverständlich zu definieren. 

Chancen sind nicht gut 

Die kurz- und mittelfristigen Chancen 
und Aussichten der deutschen Land- 
wirtschaft sind nicht gut. Dies zu sagen, 
gebietet die Ehrlichkeit gegenüber 
einem Berufsstand, der auch in der 
Vergangenheit oft mit schwierigen An- 
passungsprozessen fertig werden muß- 
te. Es ist ein Berufsstand, der durch 
Fleiß, sehr oft durch Konsumverzicht, 
seine Probleme gemeistert hat. 

Die rund 900 000 Bauern in unserem 
Land leisten einen unverzichtbaren Bei- 
trag, nicht nur für die Nahrungsmittelsi- 
cherung, sondern genauso für die Le- 
bensfähigkeit der ländlichen Räume 
und für die Erhaltung einer erholungs- 
werten Landschaft. Unsere Bauern er- 
warten aber zu Recht, daß wir die Spiel- 
räume nationaler und europäischer 
Agrarpolitik voll nutzen. Sie erwarten 
insbesondere, daß die politisch Verant- 
wortlichen sie in ihrem oft schweren 
Existenzkampf und in ihrem Behaup- 
tungswillen nicht alleine lassen, son- 
dern unterstützen. 

Die Agrarstruktur 
in der Bundesrepublik 

Von   den   861 900   landwirtschaftlichen 
Betrieben      in      der      Bundesrepublik 
Deutschland   haben   655 600,   das   sind 
über 70% aller Betriebe, bis zu 20 ha; 
178 000 Betriebe, dies sind  über 20°/ö 
aller Betriebe,  haben  zwischen 20 und 
50 ha und nur 28 500 Betriebe, dies sind 
etwa 3,5 % aller Betriebe, haben mehr 
als   50 ha    landwirtschaftliche    Nutzflä- 
che. Diese Agrarstruktur in der Bundes- 
republik Deutschland mag der strenge 
Agrarökonom für einen Anachronismus 
halten. Sie ist aber die Wirklichkeit des 
Jahres   1978   und   diese   wird   sich   so 
schnell auch nicht ändern. Natürlich ist 
hier eingeschlossen die große Zahl der 
Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, die wir 
übrigens  für  die   Lebensfähigkeit   und 
die   Funktionsfähigkeit   ländlicher   Räu- 
me dringend brauchen. 

Die Probleme, die einer Lösung harren, 
wiegen schwer. Sie sind nicht nur mit 
agrarpolitischen Instrumenten zu mei- 
stern. Dort, wo die Regierung richtig 
handelt, werden wir sie wie bisher un- 
terstützen oder Alternativen aufzeigen, 
wo es die Situation gebietet. 
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KOALITION 

Genosse Trend 
aus der SPD ausgetreten 
Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
berichtete am 25. Februar 1978 unter der 
Überschrift „Genosse Trend aus der 
SPD ausgetreten", daß diese Partei, die 
im Wahljahr 1976 noch 1 022 191 Mit- 
glieder hatte, am Ende des Jahres nur 
noch 1 006 316 Genossen in ihren Rei- 
hen zählt. Das wäre ein Schwund von 
15 875 Personen. Der Kommentar der 
Zeitung dazu: „Anspruch und Wirklich- 
keit stießen sich einander. Der Eintritt 
der einen konnte den Abschied der 
anderen nicht wettmachen." Die CDU 
hingegen ist größer geworden. Zum 
Jahresende 1977 hatte sie 664 214 Mit- 
glieder, das sind 12 000 mehr als am 
Ende des Wahljahres 1976 (vergl. UiD 
6/78). 

Musterbeispiel politischen 
Rufmordes 
Der CSU-Vorsitzende Strauß hat die ge- 
gen ihn gerichtete Lockheed-Kampa- 
gne im Wahljahr 1976 als „Musterbei- 
spiel eines politischen Rufmordes" be- 
zeichnet. In einer umfangreichen Doku- 
mentation führt die CSU den Nachweis, 
daß die Kampagne von der Bundesre- 
gierung inszeniert und mit Hilfe willfäh- 
riger Medien durchgeführt wurde. Nach 
Ansicht der CSU belegt ihre Dokumen- 
tation nicht nur die Verschleppungs- 
strategie der Bundesregierung bei der 
Beschaffung der amerikanischen Lock- 
heed-Akten, sondern beweist auch, 
..daß ohne die von der Bundesregie- 
rung gegebenen Stichworte und ohne 
ihr systematisches Nähren von Ver- 
dacht und Zweifel die am Fall Lockheed 

konstruierte Verleumdungskampagne 
gegen die CSU und ihren Vorsitzenden 
Strauß   nicht   möglich   gewesen   wäre" 

Juso-Vorwürfe gegen 
SPD-MdB 
Scharfe Kritik am Elmshorner SPD-Bun- 
destagsabgeordneten Reinhard Über- 
horst haben Pinneberger Jungsoziali- 
sten auf einer Kreiskonferenz in Wedel 
geübt. Wegen seiner Zustimmung im 
Bundestag zu den Anti-Terrorismus-Ge- 
setzen mußte der Abgeordnete sich 
massive Vorwürfe gefallen lassen. 
Überhorsts Hinweis, daß ein Scheitern 
der Gesetze irreparablen Schaden für 
die sozial-liberale Koalition bewirkt hät- 
te, wurde von der Kreiskonferenz nicht 
als ausreichende Begründung akzep- 
tiert. 

Erler-Gesellschaft 
attackiert Kieler SPD 
„Unter dem Einfluß von Jochen Steffen 
ist die SPD in Schleswig-Holstein zu 
einer linkssozialistischen Partei gewor- 
den, deren Sozialismus-Begriff nicht 
mehr den freiheitlichen Traditionen des 
Godesberger Programms entspricht." 
Mit diesem Vorwurf ist die sozialdemo- 
kratische „Fritz-Erler-Gesellschaft e. V." 
in Lübeck knapp zwei Wochen 
vor den Kommunalwahlen in Schles- 
wig-Holstein am 5. März an die Öffent- 
lichkeit getreten. In einer Dokumenta- 
tion heißt es weiter, daß damit gleich- 
zeitig ein Vertrauensschwund in der 
SPD einhergegangen sei, der sich in 
massiver Kritik von Ortsverbänden ma- 
nifestiert habe — bis zum Antrag auf 
Parteiausschluß von Steffen wegen par- 
teischädigenden Verhaltens — und in 
zahlreichen Parteiaustritten langjähri- 
ger SPD-Mitglieder. Die Gesellschaft 
stehe an der Seite jener, „die erkannt 
haben,   daß   westlicher   Neomarxismus, 
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Kommunismus und Eurokommunismus 
den Menschen unterjochen und seiner 
Freiheit berauben wollen". 

Wehner auf dem 
linken Auge blind 
Herbert Wehner fragte dieser Tage die 
Bundesregierung nach einer Indizie- 
rung von zunehmend verbreitetem NS- 
Propagandamaterial; SPD-Abgeordnete 
schlossen sich an mit der Frage nach 
einer Änderung des Strafgesetzbuches 
zur Bekämpfung solcher unter dem 
Deckmantel staatsbügerlicher Aufklä- 
rung verbreiteten Gewaltpropaganda. 

Bereits seit dem 5. Oktober 1977 liegt 
dem Bundestag ein Vorschlag der 
CDU/CSU-Fraktion zur Änderung von 
§86 StGB mit genau dem Gegenstand 
vor, zu dem sich jetzt die SPD-Fraktion 
ereifert. 

In der Begründung heißt es: Es ist heu- 
te verbotenen Organisationen möglich, 
verfassungswidrige Propaganda, in die 
Form der Berichterstattung gekleidet, 
straflos zu verbreiten. §86 StGB muß 
auch gelten, wenn für den verfassungs- 
widrigen Inhalt des Propagandamittels 
geworben wird. 

Vielleicht kann Wehner wenigstens die 
Mehrheit der SPD-Fraktion bewegen, 
ausnahmsweise diesem Vorschlag der 
Opposition zuzustimmen, der allerdings 
linksextreme so gut wie rechtsextreme 
Gewaltpropaganda treffen würde. 

SPD/FDP versagt bei 
Straßenbauproblemen 
Im Verkehrsausschuß des Bundestages 
hat die SPD/FDP-Koalition den CDU/ 
CSU-Antrag zum Fernstraßenbau abge- 
lehnt. Die CDU/CSU hatte die Bundes- 
regierung u. a. aufgefordert, daß nur 
dort gebaut wird, wo Bedarf ist und 
gebaut werden kann, wo verfügbare Fi- 

nanzmittel auch zügig verbaut werden, 
und   wo  Sonderprogramme   beim  Stra- 
ßenbau   zur   Stützung   von   Wachstum 
und   Konjunktur   reibungslos   abgewik- 
kelt  werden   können.   Dazu  erklärt  für 
die   CDU/CSU   der  Abgeordnete   Peter 
Milz: Bei den Beratungen im Verkehrs- 
ausschuß   mußte   die   Bundesregierung 
eingestehen,   daß   1977   rund   260  Mio. 
DM an Fernstraßenbaumitteln nicht ver- 
baut werden konnten, 160 Mio. DM da- 
von  allein  in  Nordrhein-Westfalen.  P|a. 
nungsschwierigkeiten, Bürgerinitiativen, 
fehlende   gesetzliche   Regelungen   für 
den  Lärmschutz an Straßen blockieren 
viele der festgeplanten  Straßenbaupro- 
jekte. So besteht heute der Widersinn, 
daß  der  Straßenbau  in  einigen  Regio- 
nen an Planungsschwierigkeiten schei- 
tert, obwohl das Geld da ist. In anderen 
Regionen dagegen scheitert es an den 
Finanzen,   obwohl   die   Planung   keine 
Schwierigkeiten macht. 

Wieder fragwürdige 
Ausgabenpolitik des BPA 
Der neue  Rechnungshofpräsident  Karl 
Wittrock, früher Staatssekretär im Ver- 
kehrsministerium,   wird,  der  ,,Zeit"  zu- 
folge, bald Gelegenheit haben, sich mit 
der Ausgabenpolitik des Bundespresse- 
amtes   zu   beschäftigen.   Das   Amt   hat 
rund   ein   Drittel  seiner   Mittel   für  die 
Öffentlichkeitsarbeit Inland erst in letz- 
ter Minute des abgelaufenen Haushalts- 
jahres 1977 ausgegeben. Im vergange- 
nen  Dezember investierte das Presse- 
amt 4,2 Millionen Mark, die laut Etat bis 
Jahresende   noch  ausgegeben  werden 
„mußten", für Zeitungsanzeigen. Derar- 
tige   Massierung   von   Ausgaben   noch 
nicht verbrauchter Finanzmittel zum je- 
weiligen   Jahresende   entspricht   nach 
früheren     Feststellungen     des    Rech- 
nungshofes nicht den Grundsätzen kor- 
rekter Haushaltsführung. 
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SOZIALAUSSCHÜSSE 

Betriebsräte sind kein 
Privatbesitz der SPD 
Zwischen der CDU und ihrem 
„Arbeitnehmer!lügel" besteht in den 
aktuellen politischen Fragen abso- 
lute Übereinstimmung. Kurz vor 
Beginn der Betriebsratswahlen 
(1. März bis 31. Mai) zeigte sich bei 
der Bundeskonferenz für Betriebs- 
und Personalräte der Sozialaus- 
schüsse der CDA am 25. Februar in 
Salzgitter: sowohl in der Frage der 
Rentensanierung wie in der Arbeits- 
marktpolitik werden in der CDU die 
Interessen der Arbeitnehmer und 
der kleinen Leute besser gewahrt 
als in jeder anderen Partei. 

Norbert Blüm, Bundesvorsitzender 
der Sozialausschüsse, unterstrich 

die Bedeutung der Betriebsräte: „Die 
Sozialausschüsse und mit ihnen die 
CDU betrachten Betriebsräte als ein 
Amt, dem auch die Anerkennung der 
Öffentlichkeit gehört. Von der Qualität 
des Betriebsrates hängt auch die Chan- 
ce des partnerschaftlichen Modells ab. 
Partnerschaft ist unter allen Ordnungs- 
modellen das anspruchsvollste." 

Blüm warnte die SPD davor, „Betriebs- 
räte zur Fortsetzung der sozialdemokra- 
tischen Arbeit mit anderen Mitteln um- 
zufunktionieren". Die beste Sicherung 
gegen parteipolitische Schlagseiten sei 
die ausgewogene Vertretung aller de- 
mokratischen Gruppen im Betriebsrat. 
Blüm in aller Deutlichkeit: „Wo man aus 
Kraftmeiereien     oder    parteipolitischer 

Kurzsichtigkeit über uns hinweggeht, 
werden wir uns zur Wehr setzen." Die 
Betriebsratswahl sei ein Text für die 
Toleranz in der Arbeitnehmerschaft. 
„Es soll niemand nur deshalb gewählt 
werden, weil er CDU-Mitglied ist: aber 
es soll auch niemand allein deshalb 
nicht gewählt werden, weil er CDU-Mit- 
glied ist." 

Große Sorge macht der Arbeitnehmer- 
schaft die Rentenfrage. Sie war ein 
Schwerpunktthema in Referaten und 
Diskussionen der Bundeskonferenz für 
Betriebs- und Personalräte. Generalse- 
kretär Heiner Geißler rechnete unter 
dem Beitall der über 400 Delegierten 
mit der unsoliden Rentenpolitik der 
SPD/FDP-Koalition ab: „Die Pläne der 
Bundesregierung sind ordnungspoli- 
tisch falsch, finanzpolitisch unausgewo- 
gen und sozial ungerecht." Das von der 
CDU geschaffene Bruttolohnprinzip be- 
deute Gerechtigkeit, Sicherheit und 
Schutz vor Willkür. Die SPD/FDP wolle 
diesen klaren Maßstab aufgeben und 
öffne damit der Willkür Tür und Tor. 
,,Kein Bürger kann mehr sicher sein, 
welche Rente er später einmal !ür seine 
Beiträge bekommt", sagte Heiner Geiß- 
ler. 

Zweites Thema der Konterenz, bei dem 
sich absolute Übereinstimmung zwi- 
schen der CDU und den Sozialaus- 
schüssen zeigte, war die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit. Heiner Geißler 
nannte sie die „innenpolitische Aufgabe 
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Materialien zur Betriebsratswahl 
Materialien zu den Betriebsratswahlen können bei der Hauptgeschäftsstelle 
der CDA in Konigswinter bestellt werden. Es handelt sich um folgendes 
Angebot: 

1. Broschüre Betriebsratswahl mit 
— Text des Betriebsverfassungsgesetzes 
— Wahlordnung 
— Zeittafel 

— Mustervorlage für die Wahlausschreibung und Wahlzettel 
— praktische Tips und Hinweise (Einzelbestellung maximal 5) 

2. Broschüre „Stichworte zur Gesellschaftspolitik" (nur Einzelbestellungen)- 
bie erläutert wichtige gesellschaftspolitische Fragen aus der Sicht der CDA 
und CDU. 

3. Rede von Norbert Blüm vor dem Bundesausschuß der CDU zur Betriebs- 
ratswahl und zur Betriebsgruppenarbeit (Dokumentation UiD). 

4 Autoaufkleber zur Betriebsratswahl „Wählt gute Betriebsräte" (kleinere 
Mengen). 

Bestellungen sind zu richten an: 

Adam-Stegerwald-Haus 
Hauptstraße 487 
5330 Königswinter 

Nr. 1" und warf der Regierung vor, sich 
mit der Massenarbeitslosigkeit langfri- 
stig abgefunden zu haben. Sie habe 
zuerst die Schuldigen im Ausland ge- 
sucht, dann das Problem verharmlost 
und sich schließlich an der Verdächti- 
gung der Arbeitslosen als Arbeits- 
scheue beteiligt. 

Entgegen der Resignation der Regie- 
rung habe die CDU „aus staatspoliti- 
scher Verantwortung auf dem Boden 
der Sozialen Marktwirtschaft ein ausge- 
wogenes Programm zur Wiedergewin- 
nung der Vollbeschäftigung vorgelegt", 
sagte Heiner Geißler. Und er erntete 
stürmischen Beifall für seine Zusiche- 
rung: „Das Programm wird parlamenta- 
risch Zug um Zug verwirklicht." 

Wie sehr die CDU heute die Partei der 
Arbeitnehmer und der kleinen Leute ist, 

erfuhren die Betriebs- und Personalräte 
auch  am  Beispiel  sozialer  Landespoli- 
tik.   Der  Ministerpräsident  des  gastge- 
benden   Landes   Niedersachsen,   Ernst 
Albrecht, konnte nach zwei Jahren Re- 

gierungszeit   eine   beachtliche   Bilanz 
aufmachen: Mit Hilfe der Landesregie- 
rung wurden  35 000 Arbeitsplätze  neu 
geschaffen. 90 000 langfristig gesichert, 
gemeinsam mit der Wirtschaft wurden 

10 000    zusätzliche    Ausbildungsplätze 
bereitgestellt. In der Verwirklichung des 
Berufsgrundbildungsjahres liegt Nieder- 
sachsen   am   weitesten   vorn.   Während 
frühere SPD-Landesregierungen sich in 
der  Bildungspolitik  fast  ausschließlich 
auf die Abiturienten  ausrichteten,  flie- 
ßen    heute   zwei    Drittel   der   Landes- 
Schulbaumittel in die Berufsschulen. 
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LANDESPARTEITAG HAMBURG 

Geschlossenheit und ein klares 
Programm für den Wahlkampf 
Hamburgs CDU hat ihre Vorbe- 
reitungen für die am 4. Juni statt- 
findenden Bürgerschaftswahlen 

abgeschlossen. Ein Landesparteitag 
endete am vergangenen Wochen- 
ende mit einem starken Vertrauens- 
beweis für die derzeitige Führung 

des hamburgischen Landesver- 
bandes und mit der Verabschiedung 
der Wahlplattform. 

Dieser Parteitag hat das ganz große 
Maß an Geschlossenheit bestätigt, 

resümierte der mit großer Mehrheit wie- 
dergewählte Landesvorsitzende Jürgen 
Echternach. Echternach hatte 216 Ja- 
und 26 Nein-Stimmen. Ähnlich hoch fiel 
der Vertrauensbeweis für die ebenfalls 
wiedergewählten stellvertretenden Lan- 
desvorsitzenden Erik Blumenfeld, Ste- 
phan Reimers und Dirk Fischer aus. 

Nach einer mehrstündigen Aussprache 
über 142 Änderungsanträge zu dem 
vom Landesvorstand vorgelegten Ent- 
wurf für eine Wahlplattform verabschie- 
deten die Delegierten das umfängliche 
CDU-Programm einstimmig. Keine Ent- 
haltung, keine Gegenstimme. 

Das Programm setzt die Schwerpunkte 
der hamburgischen Wahlaussage in 
den Bereichen: Arbeitsplatzsicherung, 
Zukunft der jungen Generation, Ausbau 
und Sicherung des Rechtsstaates, so- 
ziale Gerechtigkeit sowie Wohnungs- 
bau und Stadtentwicklung. 

Den derzeitigen Regierungsparteien 
SPD und FDP wird in der CDU-Wahl- 
aussage für ihre linksideologisch-pro- 
grammierte Politik der Spiegel vorge- 
halten: ,,ln keinem anderen Bundesland 
sind so viele Kommunisten und andere 
Verfassungsfeinde im Staatsdienst tätig 
wie in Hamburg." Die Hamburger SPD 
gerate zunehmend unter den Druck 
linksradikaler Systemveränderer, die 
ungehindert Volksfrontbündnisse mit 
Kommunisten eingehen. Das ideologi- 
sche Bestreben der SPD, alles Heil 
beim Staat zu suchen und ihm noch 
mehr Einfluß durch immer mehr Steu- 
ern und Abgaben zu verschaffen, zer- 
störe den Leistungswillen unserer Ge- 
sellschaft. 

Die CDU weist auch auf die wachsende 
Linkslastigkeit der hamburgischen FDP 
hin. 

Die Wahlaussage bleibt dafür den Be- 
weis nicht schuldig: ,,Die FDP fordert 
für Feinde unserer Gesellschaftsord- 
nung Zugang zum Staatsdienst; sie be- 
treibt die Aushöhlung des Verfassungs- 
schutzes; ihre Haltung gegenüber den 
Zielen extremistischer Gruppen in der 

Hochschul- und Energiepolitik ist 
schwankend und oftmals sympathisie- 
rend. Die FDP hat ihre einstmals libera- 
le Grundhaltung längst aufgegeben. Sie 
korrigiert nicht sozialistische Ideolo- 
gien in der SPD, sondern verschärft sie 
vielfach." 
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Durch den Linksruck der FDP fühlt sich 
Hamburgs CDU besonders verpflichtet, 
die liberalen Traditionen dieser Stadt 
zu bewahren und fortzuentwickeln. 

Landesvorsitzender Jürgen Echternach 
hat in seiner Rede auf die bundespoliti- 
sche Bedeutung der hamburgischen 
Wahlentscheidung hingewiesen: „Jedes 
Prozent, das wir der SPD in Hamburg 
abringen, wird die längst überfällige 
Ablösung der SPD/FDP-Bundesregie- 
rung beschleunigen — so wie die Ham- 
burger Bürgerschaftswahl 1974 das En- 
de der Regierung Brandt eingeleitet 
hat." Damals hatten die Sozialdemokra- 
ten in Hamburg die größte Schlappe 
aller folgenden Landtagswahlen ein- 
stecken müssen: Sie magerten um 10,4 
Prozent ab und verloren ihre absolute 
Mehrheit. Die Hamburger CDU konnte 
demgegenüber mit einem Gewinn von 
7,8 Prozent und einem Anteil von 40,6 
Prozent das beste Wahlergebnis ihrer 
Geschichte verbuchen. 

Nun hat der gescheiterte Ex-Kanzler 
Brandt die hamburgischen Wahlen zur 
Testwahl für die Bundespolitik erklärt. 
Die SPD will diese Wahl offenbar zu 
einer Kanzlerwahl umfunktionieren. Da- 
zu Hamburgs CDU-Chef Jürgen Echter- 
nach in seiner Parteitagsrede: „Wir 
nehmen die Herausforderung an. Wir 
werden unsere Hamburger Mitbürger 
auffordern, ihr Urteil über den Krisen- 
kurs der Bundesregierung zu fällen." 

Was wird sich ändern, wenn am 4. Juni 
unter Erik Blumenfeld ein CDU-geführ- 
ter Senat die Regierungsverantwortung 
übernehmen sollte? Der Landesvorsit- 
zende Echternach faßte zusammen: 

„Wir wollen durch ein massives Arbeits- 
platz-Förderungsprogramm die beste- 
henden Beschäftigungsmöglichkeiten 
sichern und neue Betriebe in unsere 
Stadt holen. 

Wir setzen uns dagegen zur Wehr, daß 
unsere Kinder in den Schulen von 
einem Experiment in das andere ge- 
stürzt und immer mangelhafter auf die 
Erfordernisse ihres späteren Berufsle- 
bens vorbereitet werden. 

Wir werden dafür sorgen, daß unsere 
Schulen in Ruhe weiterentwickelt wer- 
den und die nachwachsende Genera- 
tion von radikalen Lehrern nicht länger 
gegen das Elternhaus und den Staat 
aufgewiegelt wird. 

Unsere Politik wird das Recht des Bür- 
gers auf Schutz vor Kriminalität und Ter- 
ror durchsetzen und die Polizei wie- 
der in die Lage versetzen, den Kampf 
gegen die steigende Verbrechensflut 
erfolgreich zu führen." 

Der wiedergewählte Landesvorstand 
der Hamburger CDU konnte in seinem 
Rechenschaftsbericht auf eine erfolg- 
reiche Amtsperiode zurückblicken. Auf- 
fallend ist ein beträchtlicher Mitglieder- 
zuwachs. In den letzten vier Jahren hat 
Hamburgs CDU 8 000 neue Mitglieder 
gewonnen. Die Gesamtzahl liegt jetzt 
bei 14 000. Erfreulich ist der hohe Anteil 
junger Mitglieder unter den Neuaufge- 
nommenen. Während der Anteil der 
Hamburger CDU-Mitglieder unter 27 
Jahren bei 15 Prozent liegt, ist er bei 
den im vergangenen Jahr eingetretenen 
neuen Mitgliedern doppelt so hoch. Im 
CDU-Landesvorstand wird dies auch als 
Beweis für die erfolgreiche Arbeit der 
Jungen Union in der Hansestadt gewer- 
tet. 

Der Hamburger CDU-Vorstand weist in 
seinem Rechenschaftsbericht auch auf 
das wachsende soziale Engagement 
sehr vieler Mitglieder hin. Die sozialen 
Dienste des Landesverbandes, die 
Hilfsaktionen für ältere und in Not ge- 
ratene Mitbürger wurden in den letzten 
Jahren ständig erweitert. 
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ARBEITSMARKT 

Schwarzarbeit schadet allen 
Die Novelle zum Schwarzarbeits- 
gesetz — Im Dezember 1977 von 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
beschlossen — wurde im Deutschen 
Bundestag in 1. Lesung behandelt. 
Häufig herrscht Unklarheit über das, 
was mit dem Gesetz gegen 
Schwarzarbeit bewirkt werden soll. 
Weit verbreitet ist leider die 
Meinung, daß es sich hierbei um 
ein Gesetz zum Schutz der Hand- 
werkswirtschaft handelt. Was aber 
will das Gesetz wirklich? Und was 
soll nach Auffassung von CDU und 
CSU daran geändert werden? 

Dazu erklärt Heinz F. Landre im Par- 
lament folgendes: Wer schwarz- 

hört und -sieht, wer schwarzfährt oder 
schwarzhandelt, macht sich strafbar. 
Auch wer schwarzarbeitet, d. h. unter 
anderem keine Steuern und keine So- 
zialversicherungsbeiträge abführt, kann 
verurteilt werden. Doch dazu kam es in 
den meisten Fällen erst gar nicht, denn 
eine Rechtsverfolgung der Schwarzar- 
beit bereitet bisher große Schwierigkei- 
ten. Zu ungenau definiert ist die Tatbe- 
standsvoraussetzung, zu gering sind die 
Aussichten auf einen Erfolg der Klage. 
Zwei Gründe, warum in letzter Zeit eine 
erhebliche Zunahme der Schwarzarbeit 
zu beobachten ist: 
Die verschärfte Situation auf dem Ar- 
beitsmarkt hat ohne Zweifel ihre Aus- 
wirkung auf die Schwarzarbeit gehabt. 
Viele Arbeitslose — die Arbeitsämter 
melden dies immer wieder — kassieren 
ein nicht gerade knappes Arbeitslosen- 
geld   und  gehen   nebenher  schwarzar- 

beiten. Dadurch wiederum gehen echte 
Arbeitsplätze verloren. Bis zu 200 000 
schätzen die Experten. 

Ein anderer Grund liegt in der erheblich 
gestiegenen Steuer- und Abgabenlast, 
die auf dem Wege der Schwarzarbeit 
umgangen werden soll. Es ist ein 
,,Schwarzmarkt  für  Arbeit"   entstanden. 

Wir   müssen   also   klar   erkennen,   daß 
eine Verschärfung des Gesetzes gegen 
die  Schwarzarbeit  grundsätzliche  ord- 
nungspolitische Fehlentwicklungen 
nicht   rückgängig   machen   kann.   Den- 
noch sollten wir die Dinge nicht einfach 
laufen lassen. Zu sehr unterminiert die 
Schwarzarbeit   unsere   gesamte   Wirt- 
schaftsordnung. Auch wenn exakte Er- 
mittlungen     über    den     Umfang     der 
Schwarzarbeit  nicht vorliegen,  so wird 
allein  im  Handwerk  das  Volumen  der 
Schwarzarbeit auf 10% des Umsatzes 
(28 Mrd.) jährlich geschätzt. Dem Staat 
gehen  über 8  Mrd.  DM  Steuereinnah- 
men durch Schwarzarbeit verloren. 

Vor allem aber wollen wir mit der jetzt 
vorgestellten Novelle das Gesetz gegen 
die   Schwarzarbeit   besser   anwendbar 
machen.   Es  gilt  die   Grenze  zwischen 
Schwarzarbeit und Nachbarschaftshilfe 
deutlicher zu markieren. Wir haben da- 
her festgelegt, daß Dienst- und Werks- 
leistungen  dann  nicht  auf Gefälligkeit 
oder      Nachbarschaftshilfe      beruhen, 
wenn sie gewerbs- oder gewohnheits- 
mäßig  erbracht  werden.   Mit  der  Ver- 
schärfung des Gesetzes wollen wir den 
Profis,    die    ganze    Häuserreihen    in 
Schwarzarbeit   hochziehen,   das   Hand- 
werk legen. 
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ZITAT 

Affront am Anfang 
Der neue Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft, Schmude, gab sich 
bescheiden, als er sich im Fernsehen 
zum erstenmal der Öffentlichkeit vor- 
stellte. Es leuchtete in der Tat ein, daß 
der fachfremde Minister sich erst ein- 
mal einarbeiten müsse. Um so stärker 
überrascht es, daß Schmude diese Zu- 
rückhaltung wenige Tage später aufgibt 
und mit dem Strukturbericht der Bun- 
desregierung zum Bildungsföderalis- 
mus gleich das komplizierteste Thema 
anfaßt, das es in der Bildungspolitik 
überhaupt gibt. Schmude hat sich nicht 
die Zeit genommen, zu prüfen, ob die 
Verfassungsänderung, die dem Bund 
eine Rahmenkompetenz für die Hoch- 
schulen übertrug, sinnvoll gewesen ist. 
Bei sorgfältiger Abwägung hätte er 
sonst feststellen können, daß diese Ver- 
fassungsänderung den Hochschulen 
vor allem Nachteile gebracht hat. Das 
Hochschulrahmengesetz, die Folge die- 
ser Verfassungsänderung, ist zwar ein 
guter Kompromiß widerstreitender Mei- 
nungen,    aber   dennoch    ein   denkbar 

schlechtes Gesetz, mit dem die Länder 
nun leben müssen. Zurückhaltung wäre 
also auch von der Sache her geboten. 
Trotzdem präsentiert Schmude einen 
Bericht, der einseitig Argumente dafür 
zusammenträgt, dem Bund nun auch 
noch die Rahmenkompetenz für die 
Schulen zu geben. Welchen Minister- 
präsidenten soll Schmudes Erklärung, 
bei dieser Initiative des Bundes sollten 
die Länder nicht hintergangen werden, 
eigentlich überzeugen? Der Bericht ist, 
darüber können auch einige kosmeti' 
sehe Änderungen der ersten Fassung 
nicht hinwegtäuschen, ein Angriff auf 
die Kulturhoheit der Länder und zu kei- 
nem Zeitpunkt mit den Ländern abge- 
stimmt worden. 

Schmude beginnt seine Arbeit also mit 
einem Affront, den er selbst gar nicht 
geplant hat, dessen Brisanz er wohl 
noch nicht übersehen kann, den er aber 
dennoch verantwortet. Damit wird deut- 
lich, was das Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft eigentlich ist: 
ein personell überbesetztes Haus, das 
sich aus Mangel an eigenen Aufgaben 
immer stärker zu einem Propaganda- 
ministerium  entwickelt. 

(Frankfurter Allgemeine Zeitung« 
25. Februar 1978) 
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